
103Pur das Nachschlagewerk ’ ja
Für die Fachpresse’ Ja
Pur die amtliche Sammlung’ Ja MKfl»
Gesetz BetrVG §§ 60 ff„, 82 Abs. 1 1, arbGG § 2 Abs. 1

Nr 4 1, § 8 Abs 1, §§ 9, 68, 8o *bs. 1, §§ 81,
8? Abs 1 Satz 1, ZPO § 561 Abs 2, § 3oo Abs 1,& 256

Leitsätze
1 Es wird dabei verblieben, daß das personelle Mitwir­

kungsrecht oes Betrebs? ats auch dann zu beachten 1st, 
wenn ganz allgemein auf der betrieblichen oder überbe­
trieblichen Ebene eine neue Lohngruppeneinteilung ver­
einbart wird und dadurch die Notwendigkeit entsteht, 
cie gesamte Belegschait oder eine ganze Gruppe in einem 
Betrieb neu einzustufen (utnzugruppierenl (wie BAG 13,
182 = AP Nr 2 zu § 63 BetrVG)*

2 Ein Antrag des Betriebsrats, der dahin geht, daß gericht­
lich festgestellt werde, in welche Lohn- oder Gehalts­
gruppe ein Arbeitnehmer nach dem neuen Tarifvertrag ein­
zustufen ist, ist unzulässig

3 Der einzelne Arbeitnehmer ist befugt, durch Klage und 
bei i orliegen der Voraussetzungen des § 256 2FO auch 
eure 1 Peststellungsklage Ansprüche aus der für ihn zu­
treffenden tariflichen Lohn- oder Gehaltsgruppe geltend 
zu riachen, selbst wenn er ohnehin infolge Ub^rtarifl 
eher Bezahlung einen höheren Lohn oder ein höheres Ge­
halt erhält, als 3hm nach der von ihm für zutreffend 
getitenen Lohn- oder Gehaltsgruppe zustande.

4. Zur* Auslegung der Anträge im arbeitsgerichtlichen Be­
sohl uß\ erfahren.

Aktenzeichen 1 aBR 18/69
BeschluS des BAG vom 9 Oktober 1970 LAG Düsseldorf
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hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 9 Oktober 197o durch 
die Bundesrichter Wichmann,, Wendel und Dr Groninger 
sowie die Bundesarbeitsrichter Wittholz und Dr Winkler 
beschlossen

Auf die Rechtsbeschwerde des Antragstellers 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf vom 18 Juni 1969 - 9 BV Ta 110 /6 8 - 
aufgehoben., soweit in ihm die Beschwerden des 
Antragstellers hinsichtlich des Antrags zu 1

12
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zurückgewiesen worden sind Insoweit wird 
die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Landesarbeitsgericht zuruck- 
verwiesen
Im übrigen wird die Rechtsbeschwerde mit 
der Maßgabe zurückgewiesen, aaß der Antrag 
zu 2 als unzulässig verworfen wird

V o n  R e c h t s  w e g e n  1 

Gwruuji_d_e_

I

Antragsteller ist der Betriebsrat im Betrieb 
der Antragsgegnerin Die l8l beteiligten Betriebsan­
gehörigen sind bei der Antragsgegnerin als gewerb­
liche Arbeitnehmer beschäftigt Für sie gelten die 
zwischen den Bezirksleitungen Essen, Hagen, Köln 
und Münster der IG Metall und dem Verband metallm~ 
dustneller Arbeitgeberverbände Nordrhein-Westfaxen 
abgeschlossenen Lohntarifverträge teils kraft Ver- 
banaszugehorigkeit, teils kraft arbeitsvertraglicher 
Vereinbarung Das für diesen Bereich geltende, mit 
Wirkung vom 1 April 1968 in Kraft getretene Lohn- 
1ahmenabkommen vom 26 September 1967 sieht im Gegen­
satz zu dem vorhergehenden Lohnrahmenabkommen vom 
5 Dezember 1952 nicht mehr sieben (unter Berücksich­
tigung der ergänzenden Tarifvereinbarung vom 5 Juni 
!9t>9 neun) Lohngruppen vor, sondern zehn Lohngruppen 

Die Antragsgegnerin teilte dem Antragsteller 
ihre Eingruppierungsvorschläge nach dem neuen Loan- 
1ahmenabkommen für die Zeitlohner am 11 Marz 196&,

-  12
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fur die Akkordlohner am 21» Marz 1968 mit ln den Fäl­
len, in denen der Antragsteller mit den einzelnen Ein- 
gruppierungsvorschlagen nicht einverstanden war, erhob 
er für die Zeitlöhner am 15 März 1968, für die Akkord- 
lohrter am 28 Marz 1968 Einspruch bei der Betriebslei­
tung. Der Einspruch blieb ohne Erfolg. Die Antragsgeg­
nerin gruppierte die einzelnen Arbeitnehmer schriftlich 
am 5o März 1968 ein, die Schreiben gingen den Arbeit­
nehmern in den folgenden Tagen zu»

Der Antragsteller sieht in der Überführung in 
die neuen Lohngruppen eine Umgruppierung, die seiner 
Mitbestimmung unterliege Er hat diese "Umgruppierun­
gen" in zunächst 215 Fällen für unrichtig gehalten und 
daher mit Schriftsätzen vom 5 0 » Mai 1968 215 Beschluß­
verfahren anhängig gemacht gut dem Antrag,

festzustellen, daß gen&ß § 61 Abs. 2 BetrVG 
in Verbindung mit § 65 BetrVG ein Grund zur 
Verweigerung der Zustimmung des Antragstel­
lers zur Umgruppierung des beteiligten Arbeit­
nehmers nach den Bestimmungen des neuen Lohn­
rahmenabkommens für die Eisen-, Metall- und 
Elektroindustrie vom 26 September 1967 vor- 
liegt, und der Antragsgegnerin zu untersagen, 
die personelle Maßnahme aufrechtzuerhalten.

Spätei, nämlich im Termin vom 28 August 1968, nat 
er weiter, und zwar unter Ziffer 2, beantragt

festzustellen, daß der beteiligte Arbeitneh­
mer in die m  aer Begründung des Antrags Ge­
zeichnete Lohngruppe bzw Stammlohngruppe 
einzugruppieren ist
Das Arbeitsgericht hat die Anträge mit der 

Begründung zuruckgewiesen, ein Fall der Umgruppierung 
im Sinne des § 05 BetrVG sei nicht gegeoen Die dagegen

H
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gerichteten Beschwerden des Antragstellers haben 
keinen Erfolg gehabt, das Landesarbeitsgericht hat, 
nachdem sich 32 Verfahren erledigt hatten und die 
restlichen l8l Verfahren miteinander verbunden wor­
den waren, die Beschwerden zuruckgewiesen und die 
Rechtsbeschwerde zugelassen Mit dieser verfolgt 
der Antragsteller seine Anträge weiter, während die 
Antragsgegnerin um Zuruckweisung der Rechtsbeschwerde 
bittet, und zwar mit der Maßgabe, daß die Anträge 
unter Aufhebung der insoweit ergangenen Vorentscnel- 
dungen als unzulässig verworfen werden

II

1 Das Landesarbeitsgericht hat den Antrag, fest­
zustellen, daß ein Grund zur Verweigerung der Zustim­
mung vorliegt, und der Antragsgegnerin zu untersagen, 
die personelle Maßnahme aufrechtzuerhalten (im folgen­
den Antrag zu 1), deshalb abgewiesen, weil ihm nach 
Ansicht des Beschwerdegerichts keine selbständige Be­
deutung zukorame Es meint, eigentliches Ziel des Ver­
fahrens sei das im folgenden als Antrag zu 2 bezelcn- 
nete Begehren des Betriebsrats, daß durch gerlcntli- 
chen Beschluß für jeden einzelnen der beteiligten Ar­
beitnehmer die tariflich zutreffende Gehaltsgruppe 
lestgestellt werde Da ein solches Verfahren j.m Gesetz 
nicht vorgesehen sei, könne auch dem ledxglxcn zur Be­
gründung des gerichtlichen Eingruppierungsaussorucns 
gestellten Antrag auf Feststellung und Untersagung 
nicht entsprochen werden Weiter scheint das Landes- 
aibeitsgencht die Ansicht vertreten zu wollen, es 
handele sich nicht um Umgruppierungen i S aes § 6o 
Abs 2 und des § 63 BetrVG Jedenfalls Könne cter Be­
triebsrat nur Bedenken 1 S von § 61 Abs 2 Satz 1 EetrVG

-  15  -
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geltend machen, nicht aber das Verfahren gemäß § 61 
Abs 2 Satz 5 in Verbindung mit § 64 Abs. 1 BetrVG 
betreiben
a) Die Auslegung, die das Landesarbeitsgericht den 
gestellten Anträgen gibt, ist, wie die Rechtsbeschwer­
de mit Recht ausführt, nicht zu halten. Zwar sind die 
Gerichte befugt, die von den Beteiligten gestellten 
Anträge auszulegen Eine solche Auslegung darf sich 
jedoch nicht völlig vom Wortlaut und Sinn der Anträge 
sowie tfom erklärten Willen des Antragstellers entfer­
nen Das gilt auch für das arbeitsgerichtliche Be­
schlußverfahren, ln dem eine großzügigere Auslegung 
der Anträge als im Urteilsverfahren geboten ist (BAG 
1*1, 164 [ 16 6] ss AP Nr, 2 zu § $6 BetrVG Entlohnung,
BAG 15, 255 [256] = AP Nr 6 zu § 5 BetrVG)

Insbesondere ist es den Gerichten bei der Aus­
legung der Anträge nicht gestattet, von ihrer eigenen 
Rechtsauffassung ausgehend zu unterstellen, die Betei­
ligten könnten mit ihren Anträgen nur erstrebt haoen, 
das zu erreichen, was aufgrund jener Rechtsauffassung 
zu erreichen rechtlich möglich sei Die Auslegung der 
Anträge muß sich vielmehr, von deren Wortlaut ausge­
hend, vor allem mit ihrer Begründung und mit der Lage 
befassen, die für die Beteiligten, als sie ihre Anträ­
ge stellten, vorlag
b) Bei Berücksichtigung dieser Grundsätze deutet 
nichts auf die vom Landesarbeitsgericht angenommene 
Abhängigkeit des Feststellungs- und Untersagungsan­
trags von dem Eingruppierungsantrag hin. Das Verfan- 
ren ist zunächst lediglich mit dem Feststellungs- und 
Untersagungsantrag eröffnet worden, was bereits für 
dessen Selbständigkeit spricht Als nach Monaten der 
Eingruppierungsantrag zusätzlich gestellt wurde, nac 
dei Betnebsrat mit keinem Wort zum Ausdruck georacnc.

16  -
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nunmehr solle in dem ursprünglichen Antrag nur eine 
Begründung des ersteren ohne eigenen Antragscharak­
ter gesehen werden. Auch das spricht gegen die An­
sicht des Landesarbeitsgenchts

In der Folgezeit hat der Betriebsrat ebenfalls 
nichts vorgetragen, was zu der Annahme verleiten konn­
te, er messe seinem seit Beginn des Verfahrens ge­
stellten Antrag keine selbständige Bedeutung mehr 
bei. Im Gegenteil Als das Arbeitsgericht zuungun­
sten des Betriebsrats erkannt hatte, und zwar mit 
der Begründung, es liege ein Fall der Umgruppierung 
im Sinne der §§ 60, BetrVG nicht vor, hat der Be­
triebsrat in seiner Beschwerdebegründung sich mit 
dieser Rechtsansicht des Arbeitsgerichts eingehend 
auseinandergesetzt und damit zu erkennen gegeoen^ 
daß er Wert darauf legt, festgestellt zu wissen, es 
handele sich im Streitfall um Umgruppierungen im 
Sinne der §§ 60 ff BetrVG Wenn er im Zusammennang 
damit nach wie vor den Antrag stellte, wie er in 
den §§ 61 und 64 BetrVG formuliert ist, so hat er 
damit die Eigenständigkeit des Antrags auf Fest­
stellung und Untersagung betont

Auch äußerlich hat der Betriebsrat kenntlich 
gemacht, daß er zwei selbständige Anträge stellen 
wollte Er hat sie durch Ziffern voneinander aoge- 
trennt Dabei stellte der Antrag zu 1 ein Minus ge­
genüber dem Antrag zu 2 dar Nichts spricht dafür, 
daß der Betriebsrat .jemals die Ansicht vertreten 
hatte, es bedürfe, falls sein Antrag zu 2 nxcht 
duichannge, keiner Entscheidung über seinen Ancrag 
zu 1 Da sowohl im Urteils- wie im Beschlußverfahren 
übei 0eden einzelnen Antrag zu entscheiden ist, es 
sei denn, aaß unzweideutig gesagt ware, eine solcne 
Entscheidung werde hinsichtlich des einen von mehreren
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getrennt gestellten Anträgen nicht erwartet, hätte 
das Landesarbeitsgericht mindestens, bevor es seine 
überraschende Entscheidung erließ, den Betriebsrat 
auf etwa bestehende Zweifel hmweisen und dadurch 
Klarheit schaffen müssen Das hat es nicht getan

Auf diese Unterlassung ist es zurückzuführen, 
daß der Betriebsrat erst mit seinem Benchtigungsan- 
trag darauf hinweisen konnte, das Landesarbeitsge- 
rieht habe seine Anträge falsch ausgelegt Dieser 
Antrag war verspätet, weil der angefochtene Bescnluß 
erst mehr als drei Monate nach seiner Verkündung zu­
gestellt worden ist. Das Landesarbeitsgericht hat den 
Berichtigungsantrag gleichwohl sachlich beschieden, 
es hat ihn aus Rechtsgründen zuruckgewiesen Das durf 
te es nicht, da er wegen Verspätung unzulässig war 
Immerhin zeigt die Begründung, mit der das Landesar­
beitsgericht den Berichtigungsantrag zurückgewiesen 
hat, daß es als maßgeblich für die von ihm vorgenom­
mene Antragsauslegung nicht den erklärten Willen des 
Betriebsrats, sondern seine eigene Rechtsauffassung 
angesehen hat, was - wie schon erwähnt - rechtlicn 
verfehlt ist
c) Die Antragsauslegung des Landesarbeitsgerichcs 
ist vom Rechtsbeschwerdegericht frei nachprüfbar, 
Verfahrensrügen wären insoweit nicht einmal erfor­
derlich, da es sich nicht um auf tatsächlichem Ge­
biet liegende Feststellungen 1 S von § 561 Aos 2 
ZPO handelt Die Auslegung des Antrags aes Betriebs­
rats fuhrt aus den vorstehend erörterten Gründen zu 
der Annahme, daß es sich um zwei selbständige, /on- 
einander unabhängige Anträge handelt, die desnalo 
auch getrennt voneinander auf ihre Zulässigkeit und 
Begründetheit h m  zu prüfen sind

- 18 -
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2 a) Der Antrag zu 1 entspricht der Formulierung 
des § 61 Abs 2 Satz 5 und des § 64 Abs 1 BetrVG«, 
Beide Vorschriften sind enthalten im Dritten Abschnitt 
des Vierten Teils des Betriebsverfassungsgesetzes, der 
die Mitwirkung und Mitbestimmung des Betriebsrats m  
den personellen Angelegenheiten betrifft Dabei han­
delt es sich um Gesetzesvorschriften, die die Abgren­
zung der gegenseitigen Kompetenzen des Arbeitgebers 
und des Betriebsrats betreffen Auf diese Vorschrif­
ten nehmen § 2 Abs 1 Nr 4 1 ArbGG, § 82 Abs. 1 1 
BetrVG bezug Daraus folgen die Zuständigkeit der 
Gerichte für Arbeitssachen, die Zulässigkeit des Be­
schlußverfahrens (§ 8 Abs 1, § 8o Abs. 1 ArbGG) und, 
da der Arbeitgeber im Streitfall dem Betriebsrat ein 
von diesem beanspruchtes Mitwirkungsrecht streitig 
macht, auch das Rechtsschutzinteresse für den Antrag 
zu 1 (BAG 4, 217 = AP Nr. 1 zu § 54 BetrVG, BAG AP 
Nr. 2 zu § 65 BetrVG)

Im vorliegenden Fall herrscht kein Streit dar­
über, daß die großenmäßigen und zeitlichen Vorausset- 
zungen für den Antrag zu 1 vorliegen Für 67 Betei­
ligte ergibt sich das aus der Zahl der beteiligten 
Arbeitnehmer und aus dem vom Landesarbeitsgerj.cnt 
festgestellten, von der Rechtsbeschwerdeerwiderung 
nicht beanstandeten Daten sowie aus den Gerj-cntsak- 
ten Hinsichtlich der weiteren 114 Beteiligten - m  
diesen Fallen tragen die Antragsschriften den Eingangs 
stemoel vom 4 Juni 1968 (Pfingstdienstag) - wird das 
Landesarbeitsgericht, an das die Sache aus den unten 
angeführten Gründen ohnehin zurückverwiesen werden 
muß, die Einhaltung der Frist des § 61 Abs 2 Satz $ 
BetrVG noch nachprüfen müssen Ob die übrigen j52 Ver­
fahren ordnungsgemäß erledigt worden sind - wogegen

-  19  -
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Bedenken bestehen könnten kann nicht mehr geprüft 
werden, insoweit sind in der Rechtsbeschwerdebegrün­
dung keine Beanstandungen geltend gemacht worden

Darauf, ob alle beteiligten Arbeitnehmer im 
Verfahren ordnungsgemäß vertreten waren, kommt es 
nicht an Wer Beteiligter an einem arbeitsgencht- 
lichen Beschlußverfahren ist, ergibt sich aus § 83 
abs 1 Satz 1 ArbGG (BAG AP Nr 14 zu § 2 TVG) Be­
teiligte verlieren ihre Eigenschaft als solche nicht 
dadurch, daß sie im Verfahren nicht ordnungsgemäß 
vertreten sind, sie können sich, ohne ihre Beteilig­
teneigenschaft zu verlieren, überhaupt nicht vertre­
ten lassen und sich am Verfahren überhaupt nicht be­
teiligen

Antragsteller des vorliegenden Verfahrens ist 
der Betriebsrat Daß er durch Gewerkschaftsvertieter 
ordnungsgemäß vertreten werden kann, ist seit langem 
anerkannt (BAG 1, 196 [198 f ] = nP Nr 7 zu § 11 
ArbGG) Voraussetzung ist, daß mindestens ein Mit­
glied des Betriebsrats der betreffenden Gewerkscnaft 
angehort Das Landesarbeitsgericht stellt das aus­
drücklich fest, ohne daß dagegen von der Rechtsbe­
schwerdeerwiderung Bedenken geäußert werden* Desnalb 
muß davon ausgegangen werden, daß der Betriebsrat den 
das Verfahren eröffnenden Antrag wirksam gestellt hat, 
wie auch die von ihm eingelegte Beschwerde statthaft 
und zulässig gewesen ist
b) Liegen Hiernach die Verfahrensvoraussetzungen 
vor, so ist der Antrag zu 1 auch schlüssig Daß sej.ne 
Formulierung dem Gesetz entspricht, ist schon ausge- 
fühlt Der Antrag kann ferner nicht, wie die Rechts- 
beschweiaeerWxderung meint, daran scheitern, daß dxe 
Maßnahme, hinsichtlich derer der Betnebsrac eAne Ver­
letzung seines Mitwirkungsrechts geltend macht, »teune 
Umg^uppieiung im Sinne des § 60 Abs 2 und des §
BetrVG ware - So -
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Der Senat hat sich mit der hier zu entscheiden­
den Frage wiederholt befaßt (BAG 2, 147 » AP Nr«. 1 zu 
§ 63 BetrVG, BAG 13, 182 = aP Nr 2 zu § 63 BetrVG,
AP Nr 3 zu § 6l BetrVG) In gleichbleibender Recht­
sprechung hat er sich der sog tariflichen Auffassung 
angeschlossen und ausgesprochen, daß das personelle 
Mitwirkungsrecht des Betriebsrats auch dann gilt, wenn 
ganz allgemein auf der betrieblichen oder überbetrieb­
lichen Ebene eine neue Lohngruppeneinteilung verein­
bart wird und jetzt die ganze Arbeitnehmerschaft eines 
Betriebs neu eingestuft(umgrupplert) werden muß, z B 
weil die bisherige Zahl der Lohngruppen erhöht oder 
vermindert wird Die Ansicht des Senats wird von der 
durönaus herrschenden Lehre geteilt (Dietz, Bertrieos- 
verfassungsgesetz, 4 Aufl , § 60 Anm 13 d und e, 
Galperm-Siebert, Betriebsverfassungsgesetz, 4 Aufl ,
§ 60 Anm 7 - 17, Fitting-Kraegeloh-Auffarth, Betriebs- 
veifassungsgesetz, 9 Aufl , § 60 Anm 13, Neumann- 
Duesberg, Betriebsverfassungsrecht, S 512, Gerhard 
Muller, Gedanken zur Mitwirkung des Betriebsrats m  
peisonellen Angelegenheiten, in Beitrage zum Betriebs* 
verfassungsrecht (Schriftenreihe Der Betrieb) S 77 
[8 5 ], derselbe. Der Betrieb 62, 7 71, derseloe, RdA 6 9,
227 i.2 29], Gaul, Die Arbeitsbewertung und ihre reent- 
liche Bedeutung, 3 aufl , S 377, Hueek-Nipperdey, 
Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7 Aufl , Bd II, Halbod II, 
S 1418 ff , Maus, Handbuch des Arbeitsrechts, Teil VIII, 
Besmebsverfassungsrecht, § 60 Anm 25, Hilger, Be- 
tuebsberater 56, 999, Kuchenhoff, Anm zu AP Nr 1 zu 
§ o3 BetrVG, anderer Ansicht vor allem die altere Li- 
teratui Erdmann, Betriebsverfassungsgesetz, 2 Aufl ,
§ too Anm 9 , Vielhaber, Betriebsberater 53, 9 81, Moli- 
toi, Dei Betrieb 54, 39°, Seibertz SAE, 56, 28) Die
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herrschende Lehre entspricht dem Wortlaut des Geset­
zes und dessen Entstehungsgeschichte Es besteht kein 
Grund, von dieser /insicht abzugehen

Die abweichende, einzelvertragliche Auffassung 
wird vor allem noch von Nikisch vertreten (Arbelts- 
recht, 2 Aufl , Bd 3, S 449 f * Anm zu AP Nr 2 
zu § 63 BetrVG) Seine Argumente überzeugen Jedoch 
nicht Er muß zugeben, daß der Wortlaut des Gesetzes 
gegen seine Ansicht spricht Wenn er ausführt, der 
Gesetzgeber könne nicht gemeint haben, was der Wort­
laut des Gesetzes besage, so bleibt er den Beweis 
dafür schuldig Die Gleichstellung der Eiogruppie- 
rung mit der Umgruppierung und die ausdrückliche Er­
wähnung der tariflichen Stellung des Arbeitnehmers 
um Ausschußbericht, BTSDrucksache 1 Wahlperiode 
Nr 3585 S 11, sprechen entschieden gegen die Auf­
fassung von Nikisch, wobei zu berücksichtigen ist, 
daß aie Drucksache Nr 3585 Grundlage für die Bera­
tung des Gesetzes im Plenum war und das Plenum alle 
gegen den Ausschußbericht gerichteten Änderungsvor­
schläge abgelehnt, diesen also vollauf gebilligt 
hat

Auch der Einwand, es handele sich um einen 
reinen Normenvollzug (Tarifautomatik), beweist nichts 
Schon in BAG 2, 165 [173 f J = AP Nr 1 zu § 56 BetrVG 
hat der Senat ausgeführt, es bestehe kein Grund anzu­
nehmen, dort, wo nur eine einzige richtige Entscnei- 
dung in Betracht komme, könne keine Mitbestimmung 
stattfinden Mitbestimmung bedeutet auch Mitverant­
wortung Diese sowohl dem Arbeitgeber wie dem Be­
triebsrat aufzuerlegen, ist durchaus sinnvoll und 
soga.i eher eine Gewahr dafür, daß die Maßnanme rich­
tig getroffen wird Der Aroeitgeber, der allein ein-
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gruppiert, wird naturgemäß geneigt sein, die Dinge 
aus seiner Sieht zu beurteilen, das gilt selbstver­
ständlich auch für den Betriebsrat Aber gerade das 
Zusammentreffen dieser verschiedenen Betrachtungs­
weisen ist durchaus geeignet, zu dem richtigen Er­
gebnis zu führen

Gegen die Überbewertung der Gesichtspunkte des 
Normenvollzugs und der Tarifautomatik sprechen auch 
die Gegebenheiten der Praxis Die große Anzahl der 
Einstufungsprozesse im öffentlichen Dienst mit ihrer 
zum Teil abweichenden Beurteilung in den verschiede­
nen Instanzen zeigt, wie theoretisch jene Auffassung 
ist* Hinzu kommt die Häufung unbestimmter, zum Teil 
kaum noch justifeiabler Rechtsbegriffe in verschieae- 
nen Tarifverträgen (vgl vor allem beispielsweise 
den TV Afi), die zeigt, wie groß der hier zur Anwen­
dung kommende Beurteilungsspielraum ist«. Es bestent 
deshalb angesichts der gesetzlichen Regelung iceln 
Anlaß, die Beurteilung durch den Arbeitgeber für die 
allem maßgebliche zu halten (vgl dazu msoesondere 
auch Bötticher, RdA 6 9, 194 [197 fj)

Auf ddie Bedenken, die sich nach der Ansicnt 
von Schmidt (Der Betrieb 6 9, I060 [lo6 l linke Spalte]) 
aus der Rechtsprechung des Vierten Senats des Bundes- 
arbeiLSgenchts ergeben, braucht in diesem Zusammen­
hang nicht eingegangen zu werden Die Regelung des 
Personalvertretungsgesetzes weicht von der des Be- 
t*lebsveifassungsgesetzes ab Es besteht daher für 
den ertcennenden Senat kein Grund, im Streitfall den 
Gioßen Senat anzurufen*

Aus ae" Ansicht des erkennenden Senats entste­
hen aber auch prozessual keine Schwierigkeiten Durcn 
den Antrag gemäß § 61 Abs 2 Satz 3, § 64 Abs 1 BetrVG

-  2 5  -
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wird das Recht des einzelnen Arbeitnehmers* seinen 
tariflichen Lohn ex tune durch Klage bei dem Arbeits­
gericht geltend zu machen* nicht berührt, Rechtskraft 
greift nur insoweit ein* als der Beschluß* daß die 
Eingruppierung in eine bestimmte Lohngruppe tarif­
widrig ist* auch gegenüber dem einzelnen Arbeitneh­
mer wirkt* da dieser im Beschlußverfahren beteiligt 
ist (BAG AP Nr, 1 zu § 8? ArbGG)

Ergeht ein Beschluß der vorgenannten Art* so 
wird dadurch nicht etwa* wie das Arbeitsgericht für 
den analogen Pall der Einstufung mant* das Arbeite- 
veihältnis beendet* das wäre nicht eine sinngemäße 
Anwendung* wie sie § 63 BetrVG vorschreibt* sondern 
eine sinnwidrige auch tritt in einem solchen Fall 
nicht automatisch an die Stelle der rechtskräftig 
als tarifwidrig festgestellten Lohngruppe diejenige* 
nach der der Arbeitnehmer vor Einführung der neuen 
Tanflohngruppen entlohnt wurde,diese besteht nicht 
mehr Vielmehr erwachst für den Arbeitgeber, wenn 
seine Maßnahme gerichtlich für tarifwidrig erklärt 
worden ist* die Pflicht* erneut eine Eingruppierung 
vorzunehmen

Allerdings kann der Fall eintreten* daß die 
neue Einstufung nach Ansicht des Betriebsrats eoen- 
falls tarifwidrig ist. Dann kann dieser ein neues 
Verfahren m  Gang setzen. Wie insbesondere die ge­
ringe Zahl der Eingruppierungsstreitigkeiten in der 
piivaten Wirtschaft zeigt, wird dieser Fall jedoch 
nicht häufig sein* im allgemeinen kann damit gerech­
net werden, daß der Arbeitgeber und der Betriebsrat 
bestrebt sein werden, so schnell wie möglich die 
zutreffende Tariflohngruppe zu finden Zudem zeigt 
der Streitfall* daß die Ansichten der Betr^eosparc- 
ner meist nur um eine einzige Lonngruppe* weniger
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häufig um zwei und verhältnismäßig selten um drei oder 
vier Lohngruppen differieren Der Fall der Häufung von 
Be Schluß verfahren., deren Wiederholung wegen eines ein­
zelnen Arbeitnehmers erforderlich wird, wird also in 
der Praxis nicht oft eintreten«

Aber selbst wenn ein solcher Fall emtrate, ware 
dadurch der einzelne Arbeitnehmer nicht benachteiligt 
Sein Lohnanspruch beruht auf dem Tailfvertrag, wobei 
es nicht entscheidend ist, ob dieser kraft Tarifbin­
dung oder kraft einzelvertraglicher Vereinbarung oder 
kraft betrieblicher Regelung (Arbeitsordnung) Anwen­
dung findet (Dietz, aaO , Anm 14 mit weiteren Nach­
weisen). Deshalb kommt es entgegen der Ansicht der 
Antragsgegnerin nicht auf die Orgamsationszugehong- 
keit der einzelnen beteiligten Arbeitnehmer an, zumal 
der Betriebsrat kein Organ aer Gewerkschaft ist. Der 
einzelne Arbeitnehmer kann seinen tariflichen Lohn­
anspruch, und zwar rückwirkend, jederzeit geltend 
machen, indem er beim Arbeitsgericht eine Klage e r ­
reicht Daß neben einem solchen TJrteilsverfahren noch 
das Beschlußverfahren des § 6 l Abs 2 Satz 3 und des 
§ 64 Abs 1 BetrVG zulässig ist, erklärt sich aus der 
vei schiedenen Zielsetzung beider Verfahren Im Urteils- 
veriahren geht es um den individuellen Lonnanspruch 
des einzelnen Arbeitnehmers, im Beschlußverfahren da­
gegen um die Bestimmung der Grenzen des kollektiv- 
rechtlichen Mitwirkungsrechts des Betriebsrats 
c) ist nach alledem bei der schon bisher vom Senat 
\eitietenen Auffassung zu verbleiben, so kann docn 
z Z aaruber, ob der Antrag zu 1 begrundec ist, d h 
ob aie von der Antragsgegnerin vorgenommenen E^n- 
gruopieiungen tarifwidrig sind una aer vom Betriebs­
rat behauotete Verstoß gegen § 61 Abs. 3 iit a 
somit vorliegt, nocn nicht endgültig entschieden werden

-  2 5  -
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Eine solche Entscheidung setzt voraus, daß die Tätig- 
keitsmerkmale der einzelnen beteiligten Arbeitnehmer 
festgestellt sind An dieser Feststellung fehlt es 
±m Streitfall Da sie auf tatsächlichem Gebiet liegt, 
kann sie nicht durch den erkennenden Senat geteffen 
werden Deshalb muß hinsichtlich des Antrags zu 1 
der angefochtene Beschluß aufgehoben und die Sache 
insoweit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
an das Landesarbeitsgericht zuruckverwiesen werden»
Eine Zurückverweisung an das Arbeitsgericht, wie sie 
die Rechtsbeschwerdeerwiderung angeregt hat, verbie­
tet sich allerdings nach dem Grundgedanken der §§ 9, f*’, 
68 ArbGG (BhG AP Nr. 45 zu § 256 ZPO)
5 Dagegen ist der vom Betriebsrat gestellte An­
trag zu 2 unzulässig. Er ist im Gesetz nicht vorge­
sehen Das Verfahren, das sich aus einer angeblichen 
Verletzung des personellen Mitwirkungsrechts des Be­
triebsrats ergibt, ist in § 61 Abs. 2 Satz § 64 
Abs» 1, § 82 Abs 1 Buchst 1 BetrVG, § 2 Abs 1 Nr 
4 Buchst 1 ArbGG abschließend geregelt Dort ist 
ein Antrag des Betriebsrats auf Eingruppierung eines 
Arbeitnehmers nicht erwähnt Ein solche© Verfahren 
ist auch entbehilich, da, wie wiederholt betont, 
durch das Beschlußverfahren vorliegender Art das 
Recht des einzelnen Arbeitnehmers, auf tanfger^chte 
Entlohnung zu klagen, nicht berührt wird

Der Betriebsrat ist darüber hinaus nicht Ver­
treter des einzelnen Arbeitnehmers Sollte er gleich­
wohl befugt sein, sei es auch nur im Wege des Fest­
stellungsprozesses, einen Lohnanspruch des einzelnen 
Arbeitnehmers geltend zu machen, so mußte das im Ge­
setz erwähnt sein Das gilt vor allem dann, wenn für 
Falle dieser art das Beschlußverfahren zuiassig sein 
soll, da in diesem Verfahren die außergerichtlichen

-  26
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\

Kosten im allgemeinen dem Arbeitgeber selbst dann 
zur Last fallen., wenn er in der Sache obsiegt Das 
ist unveieinbar mit einem Verfahren, in dem es letz­
ten Endes doch um die Geltendmachung von Lohnansprü­
chen geht, die nicht im Zusammenhang mit einem Be­
triebsratsamt stehen

Somit ist die Ansicht des Betriebsrats, sein 
Antrag zu 2 sei begründet, mit dem Gesetz nicht zu 
vereinbaren Wenn der Betriebsrat dagegen einwendet, 
bei der Auslegung des Gesetzes,^wie sie vorstehend 
vertreten wird, ergebe sich ein Zustand weitgehender 
Rechtlosigkeit, und in diesem Zusammenhang auf das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 51 
Juli 1969* Aktenzeichen 7 Sa 526/6 9* hinweist, so 
kann dem nicht gefolgt werden Es geht nicht an, dem 
einzelnen Arbeitnehmer das Recht, auf Feststellung 
zu klagen, daß ihm die Ansprüche nach der von j.hm 
für zutreffend gehaltenen Lohngruppe zustehen, al­
l e m  deshalb zu versagen, weil er ohnehin infolge 
ubertariflicher Bezahlung einen höheren Lohn ernalte, 
als ihm nach der von ihm für zutreffend gehaltenen 
Lohngruppe zustande Vielmehr darf die Frage, welcne 
Lohngruppe die zutreffende ist, nicht nur /on der 
Lohnseite her gesehen werden, sie kann aucn in ande­
rer Hinsicht für den Arbeitnehmer von Bedeutung sein 

Nach dem tariflichen Lohn richten sich häufig 
die Zuschläge und Zulagen (vgl z B § 4 des Man- 
teltarj-fVertrages vom 5 Dezember 1969, § 4 des Lohn­
rahmenabkommens vom 26 September 1967 und § 5 des 
Abkommens vom 19 Januar 1968) Weiter ist es für 
die Stellung des Arbeiters im Betrieb ment onne 
Bedeutung, ob ihm - wenn auch nur deklaratonscn - 
vom Aibeitgeber gemäß §§ 2 und 5 des Lohnrahmenao- 
kommens vom 26 September 1967 die richtige Lohngruppe
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'’zugewiesen" ist Wird seine Tätigkeit vom Arbeitge­
ber unterbewertet., so kann er deshalb, und zwar schon, 
damit ihm spater nicht vorgeworfen werden kann, er 
habe seine Rechte verschwiegen, eine Richtigstellung 
verlangen und zu diesem Zweck, falls er die Voraus­
setzungen des § 256 ZPO dartun kann, Peststellungs­
klage erheben Dabei ist zu beachten, daß es für 
das berufliche Fortkommen des Arbeitnehmers eben­
falls von erheblicher Bedeutung sein kann, welche 
Lohngruppen-Zugehorigkeit er durch die Arbeitsbe­
scheinigung oder das Zeugnis nachweisen kann. Gerade 
weil es somit dem Arbeitnehmer in der Regel möglich 
ist, durĉ i Einzelklag^, und zwar auch durch Feststel­
lungsklage, die für ihn zutreffende Gruppe feststel­
len zu lassen, besteht kein Anlaß, die du^ch Gesetz 
dem Betriebsrat zugewiesenen Kompetenzen zu erwei­
tern und dem Antrag zu 2 zu entsprechen

Entgegen der Ansicht des Betriebsrats kann der 
Antrag zu 2 auch nicht auf den Tarifvertrag gestützt 
werden Der Tarifvertrag, insbesondere sein § 2 
Nr 6, gibt nichts für die Auffassung her, daß er 
dem Betriebsrat ein solches Sonderrecht zubilligen 
und die gesetzlichen Kompetenzen des Betriebsrats 
ei weitern wollte. Darauf, ob das überhaupt re entf­
lieh zulässig ist, braucht deshalb nicht eingegan­
gen zu werden.

Sonstige Grundlagen für- den Antrag zu 2 sind 
nicht ersichtlich Insbesondere kann er nient auf 
§ 54 BetrVG gestutzt werden Welche Ansprüche der 
Betilebsrat nach dieser Vorschrift erheben kann, 
ist m  Absatz 2 des § 54 BetrVG gesagt Darunter 
fällt die Geltendmachung des Tarifanspruchs aes 
einzelnen Arbeitnehmers nicht Es muß desnalo daoei
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verbleiben, daß der Antrag zu 2 nicht zulässig ist 
Diese Unzulässigkeit ist, worauf die Rechtsbeschwerde­
erwiderung zutreffend hinweist, im Beschlußtenor zum 
Ausdruck zu bringen

gez Wichmann Wendel Dr« Gröninger
Bundesarbeitsrichter Witt­
holz ist infolge Urlaubs Dr Winkler 
an der Unterschriftslei“ 
stung verhindert 

Wichmann
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